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Glück: Bürgerschaftliches Engagement stärken – aber mit Köpfchen

Zur Vorstellung des Projekts zur Unterstützung lokaler Bündnisse für Flüchtlingshilfe sagte der
integrationspolitische Sprecher der FDP-Landtagfraktion, Andreas Glück: 

„Mit der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements geht die Landesregierung einen wichtigen
Baustein für eine gelungene Flüchtlingsaufnahme an. Ehrenamtlich Tätige leisten einen essentiellen
Beitrag, um die Flüchtlinge in ihrem Bemühen um ein gutes Zusammenleben zu unterstützen. Die
Hilfsbereitschaft der Zivilbevölkerung ist Zeichen einer starken Willkommenskultur.

Allerdings kann es nicht ausreichen, lediglich die Vereine und Freundeskreise mit Kampagnen und
Handreichungen auszustatten. Auch die Rahmenbedingungen müssen geeignet sein, das wertvolle
Engagement zu befördern. Dazu gehört meiner Meinung nach auch, dass beispielsweise den
Ehrenamtlichen ein besserer Zugang zu den Erstaufnahmeeinrichtungen gewährt wird, wo die neu
ankommenden Flüchtlinge besonders intensiver Hilfe bedürfen. Genauso wenig darf ehrenamtliches
Engagement konterkariert werden, wie es immer noch gelegentlich geschieht. In der dortigen vorläufigen
Unterbringung kommen noch immer Asylsuchende aus sicheren Herkunftsstaaten wie etwa den
Balkanstaaten an, deren Anträge praktisch keine Aussicht auf Erfolg haben. Die unentgeltlichen Helfer
fühlen sich dann zu Recht vor den Kopf gestoßen, wenn ihre wochen- oder monatelange Unterstützung
dieser Asylsuchenden mit deren Abschiebung ein abruptes Ende findet. Hier gilt es, die Dauer der
Asylverfahren weiter zu verkürzen, damit die Asylsuchenden möglichst schnell einen verbindlichen
Status haben. Abschiebungen von Antragstellern aus sicheren Herkunftsstaaten müssen bereits aus der
Erstaufnahme angedacht werden. Wir halten unsere Forderung nach einer weiteren Verkürzung der
Asylverfahren an die Landesregierung und das Bundesamt aufrecht.“


